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Hessischen  
Personalvertretungsgesetz (HPVG) 

ver.di Hessen 

Fachbereich Gemeinden 

 



Liebe Kolleginnen und Kollegen,

die Broschüre „Der Personalrat im Umgang mit dem hessischen 

Personalvertretungsrecht“ (HPVG) wurde von uns überarbeitet 

und teilweise neu gestaltet.

Das HPVG ist die Grundlage für die Arbeit der Personalräte vor 

Ort.

Diese Broschüre soll die Arbeit der Personalräte unterstützen. 

Sie soll Hinweise, Hilfestellung oder einfach nur Denkanstöße 

geben  für eine praktische und erfolgreiche Personalratsarbeit 

vor Ort. Die Informationen sind so aufbereitet, dass sie als 

Arbeitshilfe für die tägliche Arbeit, als Schulungsunterlage, für 

Besprechungen oder als schnelles Nachschlagewerk zu nutzen 

sind. 

Diese Broschüre ist die zweite Auflage und führt die Idee von 

Kollegen und Kolleginnen des Fachbereiches Gemeinden in 

Mittelhessen fort.

Wir hoffen dieses Material erleichtert die Arbeit der Personal-

räte vor Ort und unterstützt insbesondere die neu gewählten 

Personalratsmitglieder in ihrer Aufgabe.

Die Broschüre bietet keine Garantie auf Vollständigkeit. Für  

Ergänzungen oder Anregungen zu dieser Handlungshilfe sind 

wir offen und werden sie gerne in der nächsten Auflage 

berücksichtigen.

Kirsten Frank

ver.di Hessen Fachbereich Gemeinden
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Dabei sollten in besonderem Maße folgende Themen berücksichtigt bzw. 

festgelegt werden :

Erstellung eines Arbeitsplanes

Gliederung und Aufteilung

Ständige Aufgaben

Routineaufgaben

Aktuelle Probleme

Schwerpunktaufgaben

Festlegung der Zuständigkeiten 

Zuständigkeit der/des Personalratsvorsitzenden

Übertragung auch von Zuständigkeiten auf andere 
Personalratsmitglieder

Aufgabenaufteilung für Arbeitsgruppen

Wer Was wann wohin   

Kollege Mayer       Schutz-
kleidung       September     Berich an PR

Kollegin Müller     Arbeitszeit-
regelung       Dezember      Bericht an PR

....

...

..

§ 30 HPVG

Vorbereitung 
einer 

Dienstverein-
barung

Gesundheits-
schutz am 
ArbeitsplatzFrauen-

förderung
im Betrieb

Maßnahmen 
zur Verein-
barung von 
Pflege,
Familie und 

Beruf

Prüfung von Eingruppierung 

von ArbeitnehmerInnen

Um im Interesse der Kolleginnen und Kollegen tätig werden zu können, ist eine 
gut durchdachte und präzise Planung der Personalratsarbeit notwendig

Planung der Personalratsarbeit
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In dieser Geschäftsordnung kann bspw. geregelt werden :
- die Protokollführung durch das / die Personalratsmitglieder
- Regelung von Zuständigkeiten
- Formen und Verfahren für die Einladung zu Sitzungen des 
Personalrates oder Arbeitsgruppen

- Teilnahmeregelung bei  Vorstellungsgesprächen
- und, und , und ...

Geschäftsordnung  für den Personalrat

§ 39 HPVG 

- Personalratssitzung vorbereiten
Termin, Tagesordnung festlegen und
Einladung erstellen

- notwendige Unterlagen beim Arbeitgeber einfordern

- Beschlüsse dem Dienststellenleiter mitteilen

- anfallenden Schriftverkehr führen

- koordinieren von organisatorischen und  
verwaltungs mäßigen Aufgaben im internen Bereich
Personalrates

- Kontakt mit dem jeweiligen ver.di –Bezirk  

Stellung und Aufgaben StellvertreterIn ( §§ 29, 30 HPVG )

- Im Falle der Verhinderung des/der Vorsitzenden übernimmt der/die StellvertreterIn die
Vertretung , die Aufgaben und die Befugnisse 
Gleiches gilt bei Übertragung durch den/die Vorsitzende/n. 
Der/die StellvertreterIn ist aber kein/e "zweite/r Vorsitzende/r" mit
gleichen Rechten 

- Die Entgegennahme von Erklärungen obliegt ausnahmslos im Falle der
Verhinderung des Vorsitzenden bei dem/der Stellvertreter/in, es sei denn, 
der Personalrat hat in bestimmten Fällen etwas anderes beschlossen.  

Achtung:

Der/die Vorsitzende darf ohne 

Bweschluss nicht alleine

Aufgaben wahrnehmen, die 

dem gesamten Gremium 

obliegen.

So z.B. alleinige Führung des 

Monatsgespräches 

Sonstige Bestimmungen über die Geschäftsführung können in einer
Geschäftsordnung getroffen werden, die sich der Personalrat gibt.
Die Geschäftsordnung dient der Ausgestaltung und Ergänzung der 
gesetzlichen Bestimmungen.

Hinweis:

Eine 

Geschäftsordnung

sollte 

zweckmäßigerweise

nur das

Notwendigste

beinhalten.

Vorsitzende/r ist  " Sprachrohr " des Personalrates.

Er/Sie kann also nicht nach eigenem Willen handeln, 

sondern nur den Willen des gesamten Personalrates 

vermitteln.

Geschäftsführung der Personalrates

§§ 29 – 31 HPVG 
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Hier eine Auswahl

Fachliteratur wie z.B.:

• Tarifverträge

• Zeitschrift Der Personalrat  

Bund-Verlag, Postfach 900840,51118 Köln 90 erscheint monatlich

• Kittner: Arbeits- und Sozialordnung

• Hessiches Bedienstetenrecht 

 Teil I – Personalvertretungsrecht

 Teil II a - Tarifrecht Angestellte

 Teil II b - Tarifrecht Arbeiterinnen und Arbeiter

 Teil III - Tarifrecht Öffentlicher Dienst

 Teil IV - Beamten- , Disziplinar- und Richterrecht

 Ergänzungsband 1 - Gemeinsame Vorschriften für   

Beamte und Arbeitnehmer www.rehmnetz.de

Sachmittel für Verwaltungsarbeiten
• Büromaterial
• Telefon

• Technische Ausstattung

• erforderliche Räume (Sitzungs- , Sprechzimmer, PR - Büro )

Material für Informationen des Personalrates   
• Herstellungsmaterial für PR- Info

• Ein eigenes " Schwarzes Brett "

Weitere Sachmittel
• Hinzuziehung eines/einer Sachverständigen

• Reisekosten

Der Personalrat informiert

Die Kosten für die Personalratsarbeit

trägt die Dienststelle § 42 HPVG  

Ausführen von Verwaltungsarbeiten

Zur ordnungsgemäßen Durchführung der 

Personalratsarbeit ist auch ent-
sprechendes Büropersonal zur Verfügung 
zu stellen.
Je nach Größe und Art der Dienststelle 
und je nach Umfang der Personalrats-

arbeit kann eine stundenweise Inan-
spruchnahme ausreichend sein. 
Es kann auch vereinbart werden, daß je 
nach Arbeitsanfall eine bestimmte Person 
tätig wird oder es werden feste Tages 

oder Wochenzeiten festgelegt

Das  Personalratsbüro 

Zur ordnungsgemäßen Durchführung seiner 

Aufgaben benötigt der Personalrat für seine 
Sitzungen, Sprechstunden und zur Führung 
seiner laufenden Geschäfte die erforderlichen 

Räume, die ihm in der Dienststelle zur 

Verfügung zu stellen sind.

Das Zuweisungsrecht für die Räumlichkeiten 
liegt beim Arbeitgeber. Sofern dem Personalrat 
Räumlichkeiten dauerhaft zur Verfügung 
gestellt werden, hat er Anspruch auf einen 
Schlüssel für den Raum.

In den zur Verfügung gestellten Räumen hat 
der Personalrat das Hausrecht. Er allein 
bestimmt über die Wahrnehmung seiner 
Aufgaben und Organisation seiner Arbeit und 
über Zutritt und Aufenthalt von Personen auch 

dem Arbeitgeber gegenüber.

mitreden  mitmachen  mitbestimmen  
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Zeitweilige und völlige Freistellung von der Arbeitsleistung (dienstlichen 
Tätigkeiten)

Ständige Freistellung § 40 Abs. 3 und 4 HPVG

- Freistellung von der dienstlichen Tätigkeit zur  
ordnungsgemäßen Durchführung der PR-Arbeit

- völlige Freistellung bedarf keinen Nachweis 
der geleisteten Personalratsarbeit

- Anzahl der Beschäftigten maßgebend
(Staffelung der Freistellungen)

- anwendbar auf Personalräte und 
Stufenvertretungen, jedoch nicht auf 
Jugend- u. Auszubildendenvertretungen
§§ 51(2) und 56 HPVG

- Entscheidung über die freizustellende(n) Person(en)
steht ausschließlich im Ermessen des 
Personalrates und bedarf eines Beschlußes

- der Zeitpunkt der Freistellung erfolgt im Rahmen
der Fristenwahrung nach Antragstellung

- zur Durchsetzung der Freistellung kann 
ein Einigungsstellenverfahren erforderlich werden

- die Freistellung darf  nicht zur Beeinträchtigung
des beruflichen  Werdegangs führen

Weitere Regelungen

der Freistellung 
für Beschäftigte im öffentlichen 

Dienst

- Hessisches

Bildungsurlaubsgesetz

- Hessisches Beamtengesetz

(§ 106 Abs. 4)

- Hessische     

Urlaubsverordnung (§ 16)

- Sozialgesetzbuch 

(SGB V § 45) Pflege eines 

erkrankten Kindes

- TVöD § 29

Freistellung für die Personalratsarbeit

§§ 40 Abs. 3 und 4  HPVG

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               
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Freistellung zur Teilnahme an Schulungs- und Bildungsveranstaltungen

Erforderlichkeit  bzw. "dienlich für die Personalratsarbeit" stellt der Personalrat fest

Beschlußfassung zur Teilnahme und Kostenübernahme erforderlich

Antrag auf erforderliche Dienstbefreiung an den Arbeitgeber notwendig, ebenfalls
Anzeige der Dienstreise

keine zeitliche Begrenzung für Teilnahme an Schulungsveranstaltungen

keine Schmälerung des Lohnes, der Vergütung oder der Dienstbezüge

Sicherheitshalber Haushaltsmittel für voraussichtliche Seminarkosten beantragen

- Voraussetzungen :
Freistellung nach Aufgabenanfall, z.B.  Sitzungen,
Aufgabenerledigung durch Auftrag des PR an ein 
oder mehrere Mitglieder

Amtspflicht vor Arbeitspflicht        

- Die Wahrnehmung der Freistellung bedarf keiner Zustimmung
des Arbeitgebers oder des unmittelbaren Vorgesetzten, jedoch
Anzeige der Personalratsarbeit (ohne detailierte Inhaltsangabe)

- Aufgabenwahrnehmung kann und darf durch den Arbeitgeber oder 
Vorgesetzten nicht verweigert werden (Behinderungsverbot)

Trotz Verweigerung Teilnahme(pflicht) an der PR-Arbeit

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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Anforderung:
eigenhändiger Eintrag 

jedes/r Teilnehmers/in

Anspruch auf die Niederschrift haben

* die Mitglieder des Personalrats

* der Leiter der Dienststelle ! nur wenn er an 

der  Sitzung teilgenommen hat und dann nur für den 
Teil ! 

[ Dienststellenleiter muß diesen Teil unterzeichnen]

* Beauftragte der Gewerkschaft
( entsprechender Teil ! )

Über  jede

Verhandlung
des Personalrats
ist eine Niederschrift

aufzunehmen

- Protokollpflicht –
Unterschrift der/des 

Vorsitzende(n) und 
des/der Protokoll-
führende(n)

Inhalt der Niederschrift
(Mindestanforderung)

1. Wortlaut der Beschlüsse

2. Stimmenmehrheit
(Abstimmungsergebnisse)

der Niederschrift beizufügen ist

eine Anwesenheitsliste
Einwände gegen die Niederschrift

sind unverzüglich und schriftlich 
zu erheben und werden

der Niederschrift beigefügt

Die Niederschrift

§ 38 HPVG

 Personalrats-
sitzungen

 gemeinsame 
monatliche 

Besprechung
mit dem

Dienststellen-
leiter
§ 60, Abs. 4  
HPVG

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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Aufgaben des Personalrates

Allgemeine Aufgaben des Personalrates

§§ 61,  62, 63 HPVG 

 Überwachung der Behandlung nach Recht und Billigkeit der Beschäftigten und 

Vermeidung unterschiedlicher Behandlung

Wahrung der Vereinigungsfreiheit

Maßnahmen beantragen

 Überwachung der Durchführung der geltenden Gesetze, Tarifverträge, 
Verordnungen, Dienstvereinbarungen und Verwaltungsanordnungen

 Die Erledigung von Anregungen und Beschwerden hinwirken, die 
Eingliederung besonderer Personengruppen fördern

Mit Zustimmung und auf Verlangen von Beschäftigten Personalakten und 
Beurteilungen einsehen

 Gleichstellung und Förderung von Frauen

 Teilnahme an Prüfungen, bei Auswahlverfahren und Aufnahmetests

Mitwirkung bei Verwaltungsanordnungen

Artikel 37 Hess. Verf.

(1) Angestellte, Arbeiter und 
Beamte in allen Betrieben und 

Behörden erhalten unter 
Mitwirkung der Gewerk-
schaften gemeinsame Be-
triebsvertretungen, die in 
allgemeiner, gleicher, freier, 

geheimer und unmittelbarer 
Wahl von den Arbeitnehmern 
zu wählen sind.

(2) Die Betriebsvertretungen 

sind dazu berufen, im Be-
nehmen mit den Gewerk-
schaften gleichberechtigt mit 
den Unternehmern in sozial-

en, personellen und wirt-

schaftlichen Fragen des Be-

triebes mitzubestimmen.

(3) Das Nähere regelt das 
Gesetz.

Zusammenarbeit  zwischen  ver.di und Personalrat
§§ 1, 33, 60 Abs.1 und 2 HPVG

§ 1  In Ausgestaltung des Art. 37 Abs. 1 der Verfassung des Landes 
Hessen  werden in den Verwaltungen und Betrieben des Landes, der 
Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen nicht bundesun-
mittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie in den Gerichten des Landes Personalvertretungen 
gebildet.

§ 33 An allen Sitzungen des Personalrates können Beauftragte der im 
Personalrat der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften teilnehmen.

§ 60  (1) Dienststelle und Personalrat arbeiten vertrauensvoll und im 
Zusammenwirken mit den in der Dienststelle vertretenen 
Gewerkschaften und Arbeitgebervereinigungen zur Erfüllung der 
dienstlichen Aufgaben und zum Wohle der Beschäftigten zusammen.

(2) Der Personalrat hat das Recht, die Gewerkschaften bei der Erfüllung 
ihrer Aufgaben in der Dienststelle zu unterstützen. Die Mitglieder der
Personalvertretungen und die nach § 54 gewählten Vertreter können
in der Dienststelle als Gewerkschaftsmitglieder im Rahmen ihrer 
Aufgaben tätig werden.

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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§ 66  Außerordentliche Kündigung von PR-Mitgliedern
§ 74  Sozialen Angelegenheiten
§ 77  Personalangelegenheiten

Informationsrechte

Anhörungsrecht

Mitwirkungsrecht

Mitbestimmungsrechte

§ 60  Vertrauensvolle Zusammenarbeit
§ 62  Allgemeine Aufgaben, rechtzeitig und umfassend zu unterrichten
§ 69  Initiativrecht
§ 73  Vorläufige Regelung durch den Dienststellenleiter
§ 75 Soziale Zuwendungen, Ersatzansprüche

§ 78 Abs. 2             Bei fristlosen Entlassungen und außerordentlichen
Kündigungen                            

§ 81 Abs. 3 und 4   Weiterleitung von Stellenanforderungen,  Neu– und
Umbauten von Diensträumen

§ 63 Abs.1 Verwaltungsanordnungen (innerdienstlich)
§ 72       Mitwirkung (allgemein)
§ 75 Abs. 2      Antrag der Beschäftigten
§ 78                 Nebentätigkeiten
§ 79                 Ausnahmen für bestimmte Beschäftigte, z.B. Beamte auf

Probe
§ 80                Abgeordnete Richter und Staatsanwälte
§ 81 Abs.1 und 2 Bei organisatorischen  und wirtschaftlichen

Angelegenheiten

Beteiligungsrechte des Personalrates

Das Personalvertretungsgesetz gliedert die Beteiligungsrechte 
des Personalrates in 4 Stufen.

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               
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Formen und Durchführung der Beteiligung

§
60 

HPVG

§

62 Abs. 2
HPVG

§
64

HPVG

§
69

HPVG
§ 69 Abs. 2

Beschluß

des 
Personalrates

innerhalb

von
2 Wochen

nach
Antragstellung

der Dienststelle 

mitteilen

§ § 70 u. 71
Stufenvertretung

und

Einigungsstellen-
verfahren

§ 69 Abs. 3
Entscheidung

des  Leiters der 
Dienststelle

innerhalb von
4 Wochen

nach Erörterung

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              

ver.di Hessen Fachbereich Gemeinden

Monatliche 
Besprechung

Behinderungs- und 
Benachteiligungs-
verbot

Einleitung des 
Mitbestimmungs-

verfahrens

rechtzeitige und 
umfassende 
Unterrichtung
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Beschlussvorlage an den Personalrat
§ 69 HPVG   -Muster-

Beteiligung des Personalrates gem. dem Hess. Personalvertretungsgesetz (HPVG)

hier: Personelle Angelegenheit (§ 77 Ziff.2.b HPVG)

- Beabsichtigte Eingruppierung des H. Gutermann, Abt.yy, 
in die Vergütungsgruppe IVa, Fgr. 16 , BAT zum 01.01.2000-

Sehr geehrte Damen und Herren,

bezugnehmend auf die umfassende Unterrichtung und abschließende Erörterung der oben 

näher bezeichneten beteiligungspflichtigen Maßnahme in der gemeinsamen monatlichen 

Besprechung vom xx.xx.20xx beantrage ich nunmehr hiermit die erforderliche Zustimmung
des Personalrates.

Ich bitte mir Ihren Beschluß innerhalb der nächsten zwei Wochen mitzuteilen.

Die von mir beabsichtigte Maßnahme darf ich wie folgt noch einmal begründen:
Herrn Gutermann werden mit obigen Datum und nicht nur vorübergehend Tätigkeiten über-

tragen, die den Anforderungen der Tätigkeitsmerkmale der im Betreff angegebenen Vergüt-

ungsgruppe erfüllen; somit ist Herr G. in der Vergütungsgruppe …… eingruppiert  (§ 22 BAT) und 

hat dementsprechend den Anspruch auf Zahlung der entsprechenden Vergütung nach …… 

VergGr. …. BAT  Entgeltgruppe …. Stufe ….. TVöD erworben. 

oder ?

Sehr geehrte/r Frau/ Herr A.Biszet,
wie ich Ihnen anläßlich der Kindergarteneinweihung am Rande bereits kurz gesagt habe, 

beabsichtige ich Herrn Gutermann aufgrund seiner über 20-jährigen Betriebszugehörigkeit und 

seines außergewöhnlichen Fleißes in die Vergütungsgruppe IV a BAT höherzugrup- pieren. Ich 

vertrete die Auffassung, daß Herr Gutermann es nunmehr verdient hat einmal weiterzukommen.

Ihr Wohlwollen gegenüber diesem Mitarbeiter setze ich voraus, ebenso Ihren Einfluß auf

den übrigen Personalrat. Die von der Personalabteilung zu veranlassenden Maßnahmen zur 

Zahlung der entsprechenden Vergütung habe ich bereits angeordnet. 

Mit freundlichen Grüßen

Weißalles, Bürgermeister

Nein - keinesfalls so !!!

Gemeinde Partnerstadt

- Der Bürgermeister -

PLZ, Ort; Datum

Az: 01.01.541/00 - Mü/Ma

An den Personalrat
z.Hd. d. Vorsitzenden A. Biszet

im Hause

Eingangs-

vermerk des 

Personalrates

Dienststellenleiter !

Ja - richtige Antragstellung

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               
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Sozialen Angelegenheiten § 74 HPVG
Gewährung von Unterstützungen u. sozialen 

Zuwendungen

 Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung 

und zur Erleichterung des Arbeitsablaufs

 Bestellung und Abberufung von Datenschutz-

beauftragten, Fachkräften für Arbeitssicher-

heit, Sicherheitsbeauftragten, Vertrauens- u. 

Betriebsärzten, Frauenbeauftragte

Zuweisung und Kündigung von Dienst-

wohnungen/Dienst- und Pachtland einschl. 

der Nutzungsbedingungen

 Maßnahmen zur Verhütung von Dienst- und

Arbeitsunfällen und sonstigen Gesundheits-

schädigungen

 Regelung der Ordnung und des Verhaltens der 

Beschäftigten in der Dienststelle

 Grundsätze der Berufsausbildung und Fort-

bildung 

 Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit 

einschließlich der Pausen/Kurz- oder Mehr-

arbeit/  Dienstbereitschaften u.a.

Die Mitbestimmung

§§ 74 und 77 HPVG 

uneingeschränkte

Mitbestimmung des Personalrates

eingeschränkte Mitbestimmung, 

ggfls. nur durch Abschluß einer

Dienstvereinbarung durchsetzbar

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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Personellen Angelegenheiten § 77 
Abs.1-4 HPVG
 Einstellung, Anstellung
 Beförderung, Ein- / Höher- oder Rückgruppierung

 Übertragung höher-/niedriger zu bewertenden
Tätigkeiten

 Versetzung, Umsetzung, Abordnung

 Beschränkung der freien  Wahl der 
Wohnungsnahme

 Zuweisung gem §123a 
Beamtenrechtsrahmengesetz

 vorzeitige Versetzung in den Ruhestand, 

Entlassung
 Ablehnung von Teilzeitbeschäftigung oder 

Beurlaubung, Ermäßigung der regelmäßigen 

Arbeitszeit (§§ 85a oder 85f Hess. Beamtengesetz 
[HBG])

Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze   
hinaus

 ordentliche Kündigung außerhalb der Probezeit

 Inhalt von Personalfragebogen,
 Grundsätze des Verfahrens bei Stellen-

ausschreibungen,
 Beurteilungsrichtlinien,
 Erlaß von Richtlinien über die personelle Auswahl 

bei Einstellungen, Versetzungen, Beförderungen, 
Umgruppierungen und Kündigungen

Erstellung des Frauenförderplanes

Zustimmungsverweigerung

 Auszahlung der Dienstbezüge / 

Arbeitsentgelte

 Aufstellung des Urlaubsplans

 Sozialeinrichtungen

 Entlohnungsgrundsätze / - methoden

 betriebliches Vorschlagswesen

 Aufstellung von Sozialplänen incl.  

Plänen für Umschulungen zum  

Ausgleich oder zur Milderung von  

wirtschaftlichen Nachteilen,  die  dem 

Beschäftigten  infolge von 

Rationalisierungsmaßnahmen und

 Betriebsänderungen  entstehen

 Gestaltung der Arbeitsplätze

Die Einführung, Anwendung, 

wesentlicher Änderung  oder  

Erweiterung von technischen  

Einrichtungen, die dazu geeignet 

sind, das Verhalten oder die Leistung

der Beschäftigten zu überwachen



Zustimmungsverweigerung des Personalrates im Rahmen der Beteiligung in 

Personalangelegenheiten

Die Mitbestimmung ist neben der Mitwirkung und der Anhörung die stärkste Form der Beteiligung 

eines Personalrates. Durch § 77 HPVG wird dem Personalrat ein umfassendes Mitbestimmungsrecht in 

personellen Angelegenheiten eingeräumt. Lediglich vor fristlosen Entlassungen und außerordentlichen 

Kündigungen ist der Personalrat gem. § 77 Abs. 4 anzuhören. Einschränkend gilt die Beteiligung in 

Personalangelegenheiten nicht für die in § 79 HPVG aufgeführten Personen. 

Maßnahmen, die der Mitbestimmung des Personalrates unterliegen, bedürfen nach rechtzeitiger und 

eingehender Erörterung (§ 60 Abs. 4) seiner vorherigen Zustimmung. Die Zustimmung hat dabei der 

Leiter der Dienststelle gem. § 69 Abs. 2 bei dem Personalrat zu beantragen. Innerhalb von zwei 

Wochen nach Antragstellung muß der Personalrat seinen Beschluß dem Dienststellenleiter mitteilen.

Soweit der Personalrat nicht ausdrücklich zustimmt, gilt die Maßnahme auch als gebilligt, 

wenn der Pesonalrat innerhalb der Zwei-Wochen-Frist seine Zustimmung nicht schriftlich 

begründet, verweigert (Zustimmungsfiktion).

Wenn der Personalrat also einer personellen Maßnahme (z.B. Einstellung) nicht zu stimmen will, muß 

er dies zum einen in der genannten Frist dem Dienststellenleiter mitteilen und zum anderen muß er 

die Zustimmungsverweigerung begründen. Die gesetzlich normierten Verweigerungsgründe stehen im 

§ 77 Abs. 4 HPVG, sie sind seit dem 01.01.2004 im Gesetz bestimmt.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (u.a. Beschluß vom 27.09.1993 -

6 P 4.93) - ist die Verweigerung der Zustimmung des Personalrates zu einer 

mitbestimmungspflichtigen Maßnahme - auch ohne gesetzliche Festlegung der zugelassenen 

Verweigerungsgründe - nur dann unbeachtlich, wenn die von der Personalvertretung angegebenen 

Gründe offensichtlich außerhalb der Mitbestimmung liegen. An einem derartigen Bezug fehlt es, 

wenn die vom Personalrat angeführten Gründe sich dem Mitbestimmungstatbestand, dessen Inhalt 

sowie insbesondere dem Sinn und Zweck des gesetzlichen Mitbestimmungserfordernisses nicht mehr 

zuordnen lassen. 

Mit Beschluß vom 07. Dezember 1994 - 6 P 53.92 - führt das Bundesverwaltungsgericht weiter aus, 

daß die Zustimmungsverweigerung des Personalrates  aus der Sicht eines sachkundigen Dritten 

zumindest als möglich erscheinen lassen, daß einer der dafür zugelassenen und in § 77 Abs. 2 

BPersVG abschließend geregelten Verweigerungsgründe gegeben ist. Eine Begründung, die 

offensichtlich auf keinen dieser Versagungsgründe gestützt ist, vermag nicht die Verpflichtung der 

Dienststelle auslösen, das Beteiligungsverfahren durch Einleitung des Stufenverfahrens bzw. des 

Einigungsverfahrens fortzusetzen. Vielmehr gilt die beabsichtigte Maßnahme nach Ablauf der 

gesetzlichen Äußerungsfrist als gebilligt. 

In seinen Beschlüssen vom 18.03.93 - HPV TL 2698/19 und vom 08.07.93 - HPV TL 1641/91 - hat der 

Hessische Verwaltungsgerichtshof ausgeführt, daß der Personalrat das Recht hat zu prüfen, ob die 

beabsichtigte Einstellung gegen Rechtsvorschriften, gegen eine gerichtliche Entscheidung oder gegen 

Verwaltungsvorschriften verstößt.

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              

ver.di Hessen Fachbereich Gemeinden
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Verfahren bei Mitwirkung

Personalrat und Dienststellenleiter

Gesamtpersonalrat und 
Gemeindevorstand/Dienststellenleitung

Gemeindevorstand/
Dienststellenleitung 

verhandeln

verhandeln

entscheidet 
alleine

und endgültig

Z.B. bei Verwaltungsanordnungen, organisatorische Angelegenheiten

§§ 63, 72, 75, 78 - 81 HPVG

Auch wenn keine erzwingbare Mitbestimmung 

besteht, auf alle Fälle Mitwirkungsrechte 

geltend machen!

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               

ver.di Hessen Fachbereich Gemeinden
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Teilnehmende an Sitzungen des Personalrates
und Monatsgesprächen

§ 31, 32 

Gewerkschafts-

beauftragte/r

§ 33 HPVG

§ 60 Abs. 4 HPVG

Schwerbehinderten-

vertretung

§ 37 HPVG

§ 60  Abs. 4 HPVG

Jugend– und 

Auszubildenden-

vertretung

§ 31  Abs. 2 u. 5 HPVG

§ 55 Abs. 4 HPVG

§ 60 Abs. 4 HPVG

Personalrats-

mitglieder

§ 31 Abs. 2 HPVG

§ 60 Abs. 4 HPVG

Sachkundige 

Mitarbeiter

Sachverständige

§ 31 Abs. 4 HPVG

§ 60 Abs. 4 HPVG

Dienststellenleiter

§ 31 Abs. 3 u. 4  HPVG

§ 60 Abs. 4 HPVG

Vertrauensmann der 

Zivildienstleistenden

§ 31 Abs. 2 HPVG

Vertreter 

Arbeitgeberverband 

oder kommunaler 

Spitzenverband

§ 31 Abs. 4 HPVG

§ 60 Abs. 4 HPVG

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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Der Vorsitzende lädt rechtzeitig ein und erstellt die Tagesordnung.
Kann ein Mitglied nicht an der Sitzung teilnehmen ist dies dem Vorsitzenden 
unverzüglich mitzuteilen. Sicherzustellen ist, dass dann das Ersatzmitglied 
eingeladen wird.
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Enthaltungen

oder ungültige

Stimmen zählen
zur Berechnung
der Mehrheit

nicht mit !!!

Der Personalrat ist nur beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder 
anwesend ist. Der Personalrat beschließt mit einfacher Mehrheit der anwesenden 
Mitglieder

Die Beschlußfassung

§ 34 HPVG

JA EnthaltungJA

NEIN

Beispiel :
5 Stimmberechtigte  beschließen mit folgendem Stimmverhalten :

Ungültig

Zustimmung ist 
erfolgt
durch

2 Ja - Stimmen
bei

1 Nein - Stimme

!

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               
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Dienstort !!! ist die

politische Gemeinde

bilden 

Bilden gemeinsam eine 

Dienststelle nach § 7 HPVG

§ 8 Dienststellenleiter

(1) Für die Dienststelle handelt ihr Leiter.

(Bürgermeister, Landrat, Geschäftsführer u.a.)

(2) Vertretung möglich durch

- ständige/n VertreterIn

- LeiterIn des für Personalangelegenheiten 

zuständigen Amtes

- bevollmächtigte/n Beigeordnete/n

- Betriebsleiter

Wichtig:
In allen Fällen muss der/die VertreterIn zur 
Entscheidung befugt sein. Ist dies nicht der Fall 
(bspw. bei einer Vertretung durch den/der Personal-
amtsleiterIn sollte der Personalrat auf einen anderen 
Verhandlungstermin drängen, an dem de/die 

DienststellenleiterIn nicht verhindert ist.

§ 7 Dienststellen

sind die einzelnen
- Behörden
- Verwaltungsstellen
- Betriebe (gem. §1)
- Gerichte
- Gemeinden
- Gemeindeverbände
unter Ausschluß der 
Eigenbetriebe und 
Krankenanstalten

Eigenbetriebe und 
Krankenanstalten gelten 
als selbständige 
Dienststellen § 7 (1) HPVG

Nebenstellen oder Teile einer 

Dienststelle mit räumlich 

weiter Entfernung sind 

eigene Dienststellen, wenn 

durch die wahlberechtigten 

Beschäftigten ein solcher 

Beschluß gefasst wurde oder 

im Einvernehmen mit dem 

Personalrat durch die 

oberste Dienstbehörde dies 

so erklärt hat § 7 (3) HPVG

Dienststelle/Dienststellenleiter

§§ 7 u. 8 HPVG 

1
3

4
2

Bauhof

Hallenbad

Verwaltung

Kindergarten

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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Das Gebot der Zusammenarbeit ist un-
mittelbar geltendes und zwingendes Recht.
Es verpflichtet die Dienststelle, den Personalrat

auch außerhalb der förmlichen Beteiligungs-
verfahren einzuschalten, z.B. durch Übersendung
von Vorgängen oder Hinzuziehung zu
Besprechungen.
Der Dienststellenleiter hat den Personalrat von sich

aus über alle wesentliche Angelegenheiten, die die
Dienststelle und die Beschäftigten betreffen, zu
informieren und sie mit ihm zu erörtern. Die
Weigerung überhaupt in Verhandlung mit-

einander einzutreten, widerspricht dem Ge-
setzesauftrag.

Das Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit
zwischen Dienststelle und Personalvertretung dient
zwei gleichrangigen Zielen: dem Wohl der

Beschäftigten und der Erfüllung der der Dienststelle
obliegenden Aufgaben. Es verpflichtet den für die
Dienststelle handelnden Dienststellenleiter und dessen
Beauftragte sowie die Personalvertretung, bei der
Verfolgung dieser Ziele die konträren Interessen des

öffentlichen Arbeitgebers und der Beschäftigten offen
und mit dem ernsten Willen zur Einigung
auszutragen.
Dienststelle und Personalrat, die sich als gleich-

berechtigte Partner gegenüberstehen,
müssen gesprächs- und verhandlungsbereit sein.

Personalrat
DienststellenleiterIn

Dienststellenleiter/in und Personalrat

im personalvertretungsrechtlichen Verhältnis

sind
gleichgestellt 

Die eine Seite kann ohne die erforderliche 

Zustimmung der anderen Seite nichts tun.

Hinweis: Alle Maßnahmen sind vorher in der gemeinsamen monatlichen 
Besprechung zwischen DstLeiterIn und Personalrat zu erörtern.

Der/die LeiterIn der Dienststelle und der Personalrat haben über strittige 
Fragen

mit dem ernsten Willen zur Einigung zu verhandeln
und Vorschläge zur Beilegung der Meinungsverschiedenheit zu machen.

+

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               
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Einigung kommt nicht zustande

beantragen Maßnahme

Stufenvertretung Einigungsstelle

§§ 70(5), 71 HPVG 

Einigungstelle

§ 8

HPVG

Besetzung der Einigungsstelle  §71 Abs. 1 HPVG 
Die Einigungsstelle wird bei der obersten 
Dienstbehörde gebildet.
Der Einigungsstelle sollen grundsätzlich 
Männer und Frauen angehören
Der Vorsitzende wird von den Beisitzern 
innerhalb weiterer 2 Wochen bestellt
§ 71(1) HPVG

ArbeitsrichterIn, SozialrichterIn

Mitglieder des Gemeindevorstandes

bzw. Magistrates    

sollten sein :   sachkundige Kollegen/innen 

des 

Personalrates
und ver.di-Gewerkschaftssekretär/in

Die Einigungsstelle entscheidet nach 
mündlicher Verhandlung, die nicht 
öffentlich ist, durch Beschluß
Er bindet die Beteiligten, soweit ...
§ 71 (2 u. 3) HPVG

Maßnahme wird 
durchgeführt
§ 71 Abs. 3, 4, 5 HPVG

Beschluss: bindend 
oder empfehlend  § 71 Abs. 3 HPVG

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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3 Mitglieder
der obersten 

Dienstbehörde

3 Mitglieder
des 

(Gesamt)Personalrates
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Personalversammlung

§§ 44 - 49 HPVG

Grundsatz                                                                    § 44 Abs. 1

Teilversammlung                                                        § 44 Abs. 2

Anzahl der Personalversammlungen                       § 45 Abs. 1

Erzwingbarkeit einer Personalversammlung          § 45 Abs. 2 und 3

Teilnehmer                                                                  § 44, § 48, § 49, § 31 Abs. 4 Satz 3

Teilnahme des Dienststellenleiters                          § 49

Einladung                                                                    § 44 Abs. 1

Themen der Personalversammlung                         § 45 Abs. 1 und 2 , § 47

Leitung der Personalversammlung                          § 44 Abs. 1

( auch Hausrecht )

Aufgaben der ver.di - Vertrauensleute                     § 45 Abs. 3

und VL-Leitsätze

Minderung der Dienstbezüge                                    § 46 Abs. 1

Fahrtkosten                                                                 § 46 Abs. 2

Zeitpunkt der Personalversammlung                       § 46 Abs. 1 und 3

Jugend- und Auszubildendenversammlung            § 57

* Personalversammlungen sind nicht öffentlich

* Die Erstattung des Tätigkeitsbericht ist Hauptzweck der jährlichen 

Personalversammlung

* Der Personalrat hat mind. 1 mal jährlich in einer Personalversammlung einen 
Tätigkeitsbericht zu erstatten.

* Dieser Bericht ist kein Bericht des/der Vorsitzenden, sondern des gesamten 

Personalrates,
der in gemeinsamen Beratungen von allen Personalratsmitgliedern erarbeitet wird.

* Der Tätigkeitsbericht muß über die gesamte Arbeit des Personalrates in dem 

Berichtszeitraum einen umfassenden Überblick geben.

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               

ver.di Hessen Fachbereich Gemeinden
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Dienstvereinbarungen
§ 113   HPVG

Dienstvereinbarungen sind zulässig , soweit sie das HPVG ausdrücklich zuläßt.

Dienstvereinbarungen werden von Dienststelle und Personalrat beschlossen,

sind schriftlich niederzulegen, von beiden Seiten zu unterzeichnen und in 

geeigneter Weise bekanntzumachen.

Zulässigkeit
Die Zulässigkeit erfaßt alle 

Regelungstatbestände, die der 
Mitbestimmung unterliegen.

Auch können Einzelmaßnahmen zum 

Gegenstand von Dienstver-

einbarungen gemacht werden, wenn 

sie einen kollektivrechtlichen 

Charakter aufweisen.

§ 62 - Maßnahmen beantragen

§ 69 - Initiativrecht

§ 74 - sozialen Angelegenheiten

§ 77 - Personalangelegenheiten

Ausnahmen

Regelung durch Tarifvertrag oder Gesetz
Der Abschluß von Dienstvereinbarungen 

wird durch den Vorrang bestehender 

gesetzlicher oder tarifvertraglicher 

Regelungen eingeschränkt, soweit diese 
Regelungen abschließend sind.

Darüber hinaus können Arbeitsentgelte und 

sonstige Arbeitsbedingungen nicht
Gegenstand einer Dienstvereinbarung sein, 

wenn sie üblicherweise durch Tarifvertrag 

geregelt werden.

Initiative

Die Initiative zum Abschluß einer 

Dienstvereinbarung kann sowohl vom 

DienststellenleiterIn als auch vom 

Personalrat ausgehen, ggfls. im Rahmen 

der Durchführung eines Stufenverfahrens 

und Beteiligung der Einigungsstelle .
Kündigung

Dienstvereinbarungen können vom 

DienststellenleiterIn oder Personalrat 
gekündigt werden.

Ist eine Kündigungsfrist vereinbart, so ist 
die Kündigung grundsätzlich nur unter 

Einhaltung dieser Frist zulässig. 

Dienstvereinbarungen ohne Kündigungsfrist
könnenmit einer Frist von 3 Monaten gekündigt 

werden. Nach Ablauf der Dienstvereinbarung 

gelten jedoch ihre normativen Regelungen in 

den Fällen des § 74 (1) HPVG so lange weiter,
bis sie durch eine andere Abmachung ersetzt 

werden.

Gerichtliche Entscheidungen und 

Schlussvorschriften

§ 111 Abs. 1 Ziffer 4  HPVG
- Bestehen oder Nichtbestehen

einer Dienstvereinabrung –

§ 114 HPVG
- Dienstvereinbarungen, die diesem 

Gesetz (insbes. §§ 1 bis 53) 

widersprechen 

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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besteht nicht
gegenüber ...

Schweigepflicht

§ 68 HPVG

besteht durch 

Bundesdatenschutzgesetz (§ 5)

Hess. Datenschutzgesetz (§ 9)

Dienstgeheimnis

Privatgeheimnis

Die Verletzung der Schweigepflicht kann, wenn sie sich als eine grobe Pflichtverletzung darstellt,

zum Ausschluß aus dem Personalrat führen.  Eine außerordentliche Kündigung gegenüber einem
Personalratsmitglied, das Arbeiter oder Angestellter ist, kommt aber nur in Betracht, wenn gleich-

zeitig eine Verletzung der Arbeitsvertragspflicht vorliegt, die eine Fortsetzung des Arbeitsver-

hältnisses unzumutbar macht. Gegen einen Beamten kann ein Disziplinarverfahren eingeleitet 
werden, wenn mit dem Bruch der Schweigepflicht zugleich die beamtenrechtliche Pflicht zur Ver-

schwiegenheit verletzt wurde.

Die Verletzung der Schweigepflicht kann auch Schadensersatzansprüche auslösen (§ 823 Abs.2 
BGB).

Die Verletzung der Schweigepflicht kann ferner unter bestimmten Voraussetzungen nach den §§

203 - 205 und 353 b Strafgesetzbuch (StGB) strafbar sein.

den übrigen

PR-Mitgliedern

Gesamt -

Personalrat

Dienststellen-

leiterIn

besteht
durch 

Arbeitsvertrag
oder
durch

beamtenrecht-
liche

Vorschriften

mitreden  mitmachen  mitbestimmen              
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Mitglieder und Ersatzmitglieder haben
auch nach Ausscheiden aus dem
Personalrat Stillschweigen zu bewahren;
Dies gilt für dienstliche Angelegenheiten
oder Tatsachen, die ihnen durch ihre
Personalratstätigkeit bekanntgeworden
sind.
Die Schweigepflicht besteht nicht, wenn
die Angelegenheiten und Tatsachen
offenkundig sind/werden oder von
geringen Gewicht sind (ohne
nennenswertes Interesse ).
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Überwachung 

von 

Tarifverträgen

Information

§§ 61 u. 62

Teilnahme des /der

Gewerkschaftsbeauftragten

an den Sitzungen und 

"Monatsgesprächen"

§ 33 u. § 60 Abs. 4

Keine  Behinderung in 

der Betätigung für die 

Gewerkschaft

§ 60 (2)

Teilnahme der Gewerkschaft 

an Personalversammlung

§ 48

und Jugend- und  Auszu-

bildendenversammlung

§ 57

Verständigung mit            

Hilfe der

Gewerkschaft bei

Aussetzung von 

Beschlüssen

§ 36

Antrag  beim 

Verwaltungsgericht

§ 22

beachte auch §111

Gewerkschaften und Personalräte

Vorschlagsrecht der

Gewerkschaft zur 

Personalratswahl

§ 16 Abs. 3

...im Zusammenwirken mit den in den

Dienststellen vertretenen Gewerkschaften... 

§ 60 Abs. 1

... die Gewerkschaften bei der Erfüllung ihrer

Aufgaben  in der Dienststelle zu 

unterstützen 

§ 60 Abs. 2

Beisitzer der 

Einigungsstelle

§ 71

Zugangsrecht der Gewerkschaften zur Dienststelle 
Dienststelle und Personalrat haben  mit den in der Dienststelle vertretenen 

Gewerkschaften .... zusammenzuwirken.

Zur Wahrnehmung ihrer personalvertretungsrechtlichen Aufgaben und Befugnisse 

steht den in der Dienststelle vertretenen Gewerkschaften  ein Zugangsrecht zur 

Dienststelle zu.

Dieses Zugangsrecht ist nicht nur gegeben, wenn es sich um eine ausdrücklich im 

Gesetz angeführte gewerkschaftliche Aufgabe handelt.  Es besteht vielmehr auch 

dann, wenn die Gewerkschaft Aufgaben wahrnimmt, die in irgendeinem 

Zusammenhang mit dem Personalvertretungsrecht stehen.

Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit  

zwischen 
Personalrat und 
Gewerkschaft

nach dem
HPVG

mitreden  mitmachen  mitbestimmen               
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